
 

  

S 13 SB 104/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren chronische Schmerzstörung mit

somatischen und psychischen Faktoren
claudicatio spinalis
dissoziative Gangstörung
Einzel-GdB
Eisenspeicherkrankheit
Gangstörung
GdB
Gesamt-GdB
Hypertonie
Merkzeichen "G"
Merkzeichen "H"
Merkzeichen G
Merkzeichen H
Nachteilsausgleich
neurogenes Hinken
psychogene Gangstörung
Schmerzstörung
Schmerzsymptome
Schwerbehinderung
seelische Störung
Wirbelsäulenerkrankung
Wirbelsäulenschaden

Leitsätze Verfahren zur Feststellung der
Behinderung nach SGB IX
psychogene Gangstörung im Rahmen
einer dissoziativen Störung
Abgrenzung zum neurogenen Hinken

Der psychogenen Gangstörung kommt
ein eigener Krankheitswert zu, welcher
insoweit im Rahmen des
Funktionssystems Gehirn einschließlich
Psyche eigenständige Bedeutung für die
Bemessung des GdB erlangt. Denn die
Gangstörung wirkt sich auf die
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Auswirkungen der seelischen Störung
(chronische Schmerzstörung mit
somatischen und psychischen Faktoren)
zusätzlich besonders nachteilig aus.

Normenkette § 14 SGB XI
§ 15 SGB XI
§ 152 Abs. 1 SGB IX
§ 152 Abs. 2 SGB IX
§ 152 SGB IX
§ 2 Abs. 1 SGB IX
§ 2 VersMedV
§ 228 SGB IX
§ 229 SGB IX
§ 230 SGB IX
§ 33b EStG

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 SB 104/14
Datum 09.08.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 SB 143/16
Datum 10.10.2019

3. Instanz

Datum -

I. Der Beklagte wird gemÃ¤Ã� seinem Teilanerkenntnisangebot vom 10.10.2019
verurteilt, bei der KlÃ¤gerin einen Gesamt GdB von 40 vom Hundert ab dem
01.10.2013 festzustellen.

II. Im Ã�brigen wird die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom
9. August 2016 zurÃ¼ckgewiesen.

III. AuÃ�ergerichtliche Kosten fÃ¼r das Berufungsverfahren sind nicht zu erstatten.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt einen Grad der Behinderung (GdB) von 50 und die
Zuerkennung der Merkzeichen "G" und "H".

Die 1963 geborene KlÃ¤gerin, von Beruf Betriebswirtin, stellte am 13.05.2013 einen
Antrag auf Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft und der Merkzeichen "G"
und "H" rÃ¼ckwirkend ab 01.01.2012 wegen WirbelsÃ¤ulenbeschwerden,
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Bluthochdruck, GleichgewichtsstÃ¶rungen, AngstzustÃ¤nden, Panikattacken,
Unruhe, Depressionen, SchlafstÃ¶rungen, Schwindel, FahruntÃ¼chtigkeit,
Unwohlsein, ErmÃ¼dung und StÃ¶rung des Eisenstoffwechsels.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dipl.-Med. Z berichtete unter dem
12.07.2013, bei der KlÃ¤gerin sei eine Angsterkrankung bekannt, welche nach
mehrfachen StÃ¼rzen, durch Arbeitslosigkeit und familiÃ¤re Konflikte wieder
zugenommen habe. Neurologisch-psychiatrische Therapien habe sie nie
wahrgenommen, weil es ihr nichts bringe. Die Hypertonie sei seit 20 Jahren
bekannt, mittels medikamentÃ¶ser Therapie seien die Werte im Normbereich.

Nach Einholung einer Stellungnahme des Gutachters im versorgungsÃ¤rztlichen
Dienst des Beklagten Dr. Y vom 02.10.2013 stellte der Beklagte mit Bescheid vom
21.10.2013 wegen der seelischen StÃ¶rung (AngststÃ¶rung) einen GdB von 20 fest
und lehnte die Zuerkennung der Merkzeichen "G" und "H" ab.

Dagegen legte die KlÃ¤gerin am 06.11.2013 Widerspruch ein. Dabei legte sie die
Epikrise des Chefarztes der Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die der X Klinikum GmbH, Dr. med.
W vom 30.10.2013 vor. Die KlÃ¤gerin leide an einem chronisch degenerativen
LendenwirbelsÃ¤ulen-(LWS-)Syndrom bei Osteochondrose und Bandscheibenvorfall
L5/S1. Der Finger-E.-Abstand betrage 40 cm. Neurologische AuffÃ¤lligkeiten
bestÃ¼nden nicht.

Nach Einholung einer Stellungnahme der Gutachterin im versorgungsÃ¤rztlichen
Dienst des Beklagten Dr. V vom 01.12.2013 stellte der Beklagte mit
Teilabhilfebescheid vom 06.12.2013 einen Gesamt-GdB von 30 wegen seelischer
StÃ¶rung (Einzel-GdB von 20) und Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule (Einzel-
GdB von 20) fest.

Mit Widerspruchsbescheid vom 24.02.2014 wies der Kommunale Sozialverband Ren
den Widerspruch im Ã�brigen zurÃ¼ck. Ein Gesamt-GdB von 30 sei angemessen.
Bei der seelischen StÃ¶rung handele es sich um eine leichtere psychovegetative
StÃ¶rung, die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule betreffe nur den Abschnitt
der LWS, der Bluthochdruck ohne OrganschÃ¤den und Herzleistungsminderung
bedinge keinen GdB.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 17.03.2014 Klage beim Sozialgericht Dresden (SG)
erhoben. Sie leide unter SchlafstÃ¶rungen, AntriebsschwÃ¤che, Freudlosigkeit,
Zukunftsangst, BandscheibenschÃ¤digung mit Schmerzen im LWS-Bereich,
GangstÃ¶rung, Hypertonie und StÃ¶rung des Eisenstoffwechsels. Bei der Erledigung
des Haushalts sei sie stÃ¤ndig auf fremde Hilfe angewiesen. Sie traue sich nicht
mehr, aus dem Haus zu gehen.

Das SG hat Ã¤rztliche Befundberichte eingeholt und die Akte der Deutschen
Rentenversicherung Bund beigezogen. Mit Bescheid vom 18.06.2015 hat die
Deutsche Rentenversicherung Bund der KlÃ¤gerin ab 01.03.2014 eine Rente wegen
voller Erwerbsminderung bewilligt.
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In dem auf Veranlassung der Deutschen Rentenversicherung Bund erstatteten
Gutachten vom 13.05.2015 hat die FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und
Psychotherapie Dipl.-Med. U berichtet, bei der KlÃ¤gerin am 30.04.2015 eine
chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, ein
chronisch degeneratives LWS-Syndrom bei erosiver Osteochondrose L5/S1,
Bandscheibenvorfall L5/S1 sowie chronische Lebensunzufriedenheit multifaktorieller
Genese diagnostiziert zu haben. Es zeige sich ein Zustand der Dysthymie. Die
Gedanken seien eingeengt auf die kÃ¶rperlichen Beschwerden. Eine
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit liege nicht vor. Das Gangbild sei flÃ¼ssig,
allenfalls mit minimaler Schonhaltung behaftet aufgrund von Schmerzen in der
LWS. Die KlÃ¤gerin sei fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im
Sitzen, mit der MÃ¶glichkeit aufzustehen und umherzugehen, auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt vollschichtig belastbar.

In einem weiteren auf Veranlassung der Deutschen Rentenversicherung Bund
erstellten Gutachten vom 20.05.2015 hat der Facharzt fÃ¼r Chirurgie Dr. med. T
berichtet, bei Untersuchung der KlÃ¤gerin am 30.04.2015 eine
Bandscheibendegeneration L5/S1, ein radikulÃ¤res Schmerzsyndrom linkes Bein,
eine lumbal bedingte Polyneuropathie, ein ataktisches Gangbild mit hoher
Sturzneigung, eine agitierte Depression und chronifiziertes Schmerzsyndrom
festgestellt zu haben. Das Gangbild sei unsicher und stochastisch gewesen. Die
KlÃ¤gerin sei von Seiten der WirbelsÃ¤ule schwer krank. Sie sei nicht mehr
erwerbsfÃ¤hig.

Auf Veranlassung des SG hat der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. med. S am
08.07.2015 ein Gutachten erstellt. Von Mitte 2011 bis Oktober 2013 habe es auÃ�er
der von der HausÃ¤rztin mitgeteilten Angstkrankheit, welche mit einem GdB von 20
eingeschÃ¤tzt worden sei, keine weiteren belastbaren Befunde gegeben. Ab
Oktober 2013 seien anhaltende lokale bis in das rechte Bein ausstrahlende
(pseudoradikulÃ¤re) Schmerzen der LWS bei hochgradiger
BandscheibenverschleiÃ�erkrankung (Osteochondrosis intervertrebralis) und
VerschleiÃ�erkrankung der kleinen Wirbelgelenke mit diskreter
WirbelkÃ¶rperdeformierung im Segment L5/S1 sowie ein leichtgradiges
dynamisches Wirbelgleiten von L5 Ã¼ber S1, daneben Depression, Bluthochdruck,
Eisenspeicherkrankheit und HerzrhythmusstÃ¶rungen zu diagnostizieren. Die
Behinderung der KlÃ¤gerin erwachse aus den mittelgradigen
FunktionseinschrÃ¤nkungen im Bereich der LWS verbunden mit anhaltender
Schmerzhaftigkeit und BelastungsstÃ¶rung und nach rechts ausstrahlenden
Oberschenkelschmerzen. Diese bedingten einen Einzel-GdB von 20 und seien
wegen der durch die Schmerztherapeutin diagnostizierten chronischen
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren mit
Behandlungsbedarf spÃ¤testens ab August 2014 auf einen Einzel-GdB von 30 zu
erhÃ¶hen. Seitdem betrage der Gesamt-GdB 30.

Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. med. R hat am 03.02.2016 und
09.04.2016 ein weiteres gerichtliches Gutachten erstellt. Bei der KlÃ¤gerin liege ein
neurogenes Hinken auf der Basis degenerativer LWS-VerÃ¤nderungen, der
Bandscheiben mit lokaler Einengung der LWS vor. Dies trete bei Wegstrecken unter
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50 m auf. Der seit Mitte 2013 vorliegende Gesamt-GdB fÃ¼r das neurogene Hinken
bzw. das Funktionssystem Gehirn/Psyche betrage 50. Der bisher fÃ¼r die
orthopÃ¤dischen, schmerzbedingten und seelischen StÃ¶rungen vergebene GdB
von 30 sei aufgrund der wirbelsÃ¤ulenbedingten neurologischen
BewegungseinschrÃ¤nkungen auf einen Gesamt-GdB von 50 mit Merkzeichen "G"
zu erhÃ¶hen.

Der Sozialmediziner Dr. med. Q des versorgungsÃ¤rztlichen Dienstes des Beklagten
hat unter dem 22.06.2015 gutachtlich Stellung genommen. GemÃ¤Ã� Teil B 18.9
der Anlage zu Â§ 2 VersMedV sei das neurogene Hinken als etwas gÃ¼nstiger als
vergleichbare EinschrÃ¤nkungen des GehvermÃ¶gens bei arteriellen
Verschlusskrankheiten zu bewerten. Bei arteriellen Verschlusskrankheiten komme
es gemÃ¤Ã� Teil B 9.2.1 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV maÃ�geblich auf die
schmerzfreie Gehstrecke an. GewÃ¶hnlich bestÃ¼nden bei der Spinalkanalstenose,
die Ursache des neurogenen Hinkens sei, tatsÃ¤chlich vergleichbare Auswirkungen,
nicht jedoch im Falle der KlÃ¤gerin. Hier werde eine VerÃ¤nderung des Gangbildes
wechselnden AusmaÃ�es befundet. Daraus resultiere vordergrÃ¼ndig eine
Gangunsicherheit Ã¤hnlich wie bei GleichgewichtsstÃ¶rungen. Insofern liege es
nahe, die bestehenden Auswirkungen eher in Analogie zu Teil B 5.3 der Anlage zu 
Â§ 2 VersMedV (GleichgewichtsstÃ¶rungen) zu bewerten. Aufgrund der vorherigen
divergierenden Befunde sei von einem schwankenden Beschwerdebild auszugehen,
woraus nach Teil A 2. f. der Anlage zu Â§ 2 VersMedV ein Durchschnittswert zu
bilden und ein Einzel-GdB von 20 fÃ¼r das neurogene Hinken (Spinalkanalstenose)
in der Funktionsgruppe Rumpf zu empfehlen sei. Wegen der zu
vernachlÃ¤ssigenden seelischen StÃ¶rung und der ausgeprÃ¤gten
Ã�berschneidungen sei ein Gesamt-GdB von 30 angemessen.

Mit Urteil vom 09.08.2016 hat das SG den Beklagten verpflichtet, unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 21.10.2013 in der Fassung des
Teilabhilfebescheides vom 06.12.2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.02.2014 bei der KlÃ¤gerin einen GdB von 40 seit dem 19.08.2014 festzustellen.
FÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2012 bis 23.10.2013 sei fÃ¼r das Funktionssystem
Rumpf kein GdB zu vergeben, da in dieser Zeit keine belastbaren Befunde Ã¼ber
das AusmaÃ� der BewegungseinschrÃ¤nkungen vorlÃ¤gen. FÃ¼r das
Funktionssystem Rumpf sei unter BerÃ¼cksichtigung des neurogenen Hinkens vom
24.10.2013 bis 18.08.2014 ein GdB von 30 und seit Beginn der Schmerztherapie am
19.08.2014 ein GdB von 40 gerechtfertigt. Die KlÃ¤gerin zeige ein extrem
schwankendes Beschwerdebild. Der SachverstÃ¤ndige Dr. S habe im Juli 2015 keine
schwere GangstÃ¶rung, sondern nur ein leicht seitendifferenziertes Gangbild ohne
Schonung festgestellt. SchlieÃ�lich habe der SachverstÃ¤ndige Dr. R im Januar 2016
ein neurogenes Hinken diagnostiziert. Die deutliche Ataxie des rechten Beines stehe
aber nicht im Einklang mit dem Umstand, dass bei der KlÃ¤gerin weder
pathologische ReflexverÃ¤nderungen noch Muskelatrophien oder EinschrÃ¤nkungen
der MobilitÃ¤t und groben Kraft festzustellen seien. Der KlÃ¤gerin sei es bei der
Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. R mÃ¶glich gewesen, locker,
unbeschwert und mehrfach ohne jede UnterstÃ¼tzung Kniebeugen
durchzufÃ¼hren. Folglich lÃ¤gen insgesamt mittelgradige
FunktionseinschrÃ¤nkungen der LWS vor, welche mit einem Einzel-GdB von 20
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zutreffend bewertet seien. Aufgrund des neurogenen Hinkens sei der Einzel-GdB
fÃ¼r das Funktionssystem Rumpf auf 30 zu erhÃ¶hen und mit Beginn der
Schmerztherapie am 19.08.2014 auf einen GdB von 40 (Teil A 2 j. der Anlage zu Â§
2 VersMedV), welcher auch der Gesamt-GdB sei. FÃ¼r das Funktionssystem Gehirn
einschlieÃ�lich Psyche sei maximal ein GdB von 10 zu vergeben, da bei der
KlÃ¤gerin keine relevanten Befunde fÃ¼r eine seelische StÃ¶rung vorlÃ¤gen.
Hierbei stÃ¼tze sich das Gericht auf das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. R.
Dieser Einzel-GdB wirke sich nicht erhÃ¶hend auf den Gesamt-GdB aus, da die
SchmerzstÃ¶rung in dem Einzel-GdB fÃ¼r das Funktionssystem Rumpf bereits
berÃ¼cksichtigt worden sei. Weitere GesundheitsstÃ¶rungen mit Relevanz fÃ¼r die
Bildung des Gesamt-GdB lÃ¤gen nicht vor. FÃ¼r die Hypertonie sei nach Teil B Nr.
9.3 VersMedV maximal ein GdB von 10 gerechtfertigt. SchlieÃ�lich werde die
Eisenspeicherkrankheit in keinem der Befundberichte erwÃ¤hnt, so dass keine
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen festzustellen seien. Weiter habe die KlÃ¤gerin keinen
Anspruch auf die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzung fÃ¼r das
Merkzeichen "G", da die KlÃ¤gerin nicht schwerbehindert sei. Auch auf die
Feststellung des Merkzeichens "H" habe die KlÃ¤gerin keinen Anspruch, weil sie
tÃ¤glich weniger als eine Stunde auf fremde Hilfe angewiesen und damit nicht
hilflos sei. Der tÃ¤gliche Zeitaufwand fÃ¼r KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und
MobilitÃ¤t betrage in der Grundpflege nur 47 Minuten am Tag (Pflegegutachten vom
10.09.2014).

Gegen das am 30.08.2016 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 30.09.2016 beim
SG Berufung eingelegt, welche am 10.10.2016 beim SÃ¤chsischen
Landessozialgericht (LSG) eingegangen ist. Ihr Gesundheitszustand sei
unverÃ¤ndert.

Der Beklagte hat im Termin zur mÃ¼ndlichem Verhandlung am 10.10.2019 im
Wege eines Teilanerkenntnisangebotes festgestellt, dass bei der KlÃ¤gerin bereits
ab dem 01.10.2013 ein Gesamt-GdB von 40 bestanden hat.

Die KlÃ¤gerin beantragt (sachdienlich gefasst),

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 09.08.2016 und den Bescheid vom
21.10.2013 in der Fassung des Teilabhilfebescheides vom 06.12.2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.02.2014 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, bei ihr seit dem 01.01.2012 einen GdB von 50 sowie die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen "G" und "H" festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Das LSG hat Ã¤rztliche Befundberichte eingeholt. Dem Senat haben auch Gutachten
zur Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit vom 14.03.2014, 05.05.2014, 10.09.2014,
08.05.2015 und 15.06.2015 vorgelegen.

Der Sozialmediziner Dr. med. Q des versorgungsÃ¤rztlichen Dienstes des Beklagten
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hat unter dem 04.07.2018 erneut Stellung genommen. Nach Operation der LWS im
Januar 2017 hÃ¤tten sich die gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse gebessert. Die
Schmerzmedikation (Tramadol) habe vollstÃ¤ndig abgesetzt werden kÃ¶nnen. Die
LWS sei bei geringer Verformung weiterhin mittelgradig bewegungseingeschrÃ¤nkt.
Es bestehe weiter die bekannte Ataxie mit GleichgewichtsstÃ¶rungen, wobei die
GangstÃ¶rung zwar etwas schwankend, im Wesentlichen aber unverÃ¤ndert
beschrieben werde. Die neurologischen Befunde seien weiterhin unauffÃ¤llig.
Hilfsmittel seien nicht notwendig. Nach Teil B 18.1 und 18.9 und Teil B 5.3 analog
sei der GdB von 40 weiterhin angemessen. Die diastolischen Blutdruckwerte lÃ¤gen
seit Anfang 2017 wieder unter 100 mgHg, die Belastbarkeit des Herz-Kreislauf-
Systems sei adÃ¤quat, das Ferritin liege im Normbereich, der psychische Befund sei
unauffÃ¤llig. Ein GdB von mehr als 10 sei jeweils nicht mÃ¶glich (Teil B 3.7, 9.,9.1
und 9.3 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV). Weder das Merkzeichen "G" noch das
Merkzeichen "H" seien zu vergeben. Die Schwerbehinderung fehle. Die Feststellung
des Merkzeichens "H" sei grundsÃ¤tzlich erst ab Pflegestufe 1 mit eingeschrÃ¤nkter
Alltagskompetenz bzw. Pflegegrad 3 mÃ¶glich.

Auf Veranlassung des LSG hat der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie
Dipl.-Med. H unter dem 07.08.2019 ein Gutachten erstattet. Die KlÃ¤gerin leide an
einer chronischen SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren und
einer GangstÃ¶rung im Rahmen einer dissoziativen StÃ¶rung, welche zu einer
GesundheitsstÃ¶rung zusammenzufassen und unter Teil B 3.7 der Anlage zu Â§ 2
VersMedV (Neurosen, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen, Folgen psychischer Traumen)
einzuordnen seien. In Anbetracht der Tatsache, dass bislang nie eine suffiziente
psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlung erfolgt sei und die KlÃ¤gerin keine
diesbezÃ¼glichen Beschwerden angebe, sei von einer leichten psychischen
StÃ¶rung auszugehen und fÃ¼r das Funktionssystem Gehirn und Psyche ein Einzel-
GdB von 20 einzuschÃ¤tzen. Die seelische StÃ¶rung liege in der vorliegenden
AusprÃ¤gung seit Antragstellung im Mai 2013 unverÃ¤ndert vor. Ferner liege ein
chronisches Schmerzsyndrom bei degenerativen WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen
ohne radikulÃ¤re Symptomatik, Verdacht auf Claudicatio spinalis vor. Die
GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet (Rumpf) seien mit einem
Einzel-GdB 30 einschÃ¤tzen. DiesbezÃ¼glich sei seit dem neurochirurgischen
Eingriff 2017 tendenziell sogar von Besserung auszugehen. Die verschiedenen
GesundheitsstÃ¶rungen Ã¼berlagerten sich und beeinflussten sich gegenseitig.
Eine klare Trennung zwischen somatisch bedingten Beschwerden und psychischen
Anteilen sei bei den vorliegenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen nicht mÃ¶glich.
Weder lasse sich das AusmaÃ� der Schmerzen objektivieren, noch festlegen, welche
Anteile somatische und welche psychische Faktoren haben. Die
Funktionsbehinderungen (bedingt durch SchmerzstÃ¶rung,
FunktionseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule und dissoziative BewegungsstÃ¶rung)
Ã¼berschnitten sich, wirkten sich in den gleichen Bereichen im Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens aus und verstÃ¤rkten sich nicht. Es sei von einem Gesamt-GdB
von 40 seit 2014 (Beginn der Schmerztherapie) auszugehen. Seither bestÃ¼nden
keine VerÃ¤nderungen. Eine belastungsabhÃ¤ngige Schmerzsymptomatik, ein sog.
neurogenes Hinken (Teil B 18.9 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV) bei Claudicatio
spinalis sei anhand der vorliegenden Befunde nicht mit ausreichender Sicherheit
festzustellen. Zwar komme es bei der durch MRT-Befunde nachgewiesenen
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Spinalkanalstenose zu passageren und belastungsabhÃ¤ngigen Schmerzen. Ã�ber
Gangunsicherheit und Sturzneigung werde berichtet. Eine stÃ¤rker ausgeprÃ¤gte
Symptomatik wÃ¼rde zu Kraftminderungen, Myatrophien und typischen
SensiblitÃ¤tsstÃ¶rungen (ReithosenanÃ¤sthesie) fÃ¼hren. Dies sei nicht
nachweisbar, ebenso wenig eine SchÃ¤digung des RÃ¼ckenmarks (Myelopathie).
Die demonstrierte GangstÃ¶rung sei mit Sicherheit nicht Folge einer mÃ¶glichen
Claudicatio spinalis und stehe mit Sicherheit nicht damit in Verbindung. Nach
lÃ¤ngerem Gehen kÃ¶nne bei der Claudicatio spinalis durchaus ein
schmerzbedingtes Hinken ("neurogenes Hinken") auftreten. Die von der KlÃ¤gerin
beschriebene und demonstrierte Symptomatik sei aber mit Sicherheit nicht durch
somatische Befunde zu belegen. Vielmehr liege eine psychogene GangstÃ¶rung im
Rahmen einer dissoziativen StÃ¶rung vor. Psychische Faktoren spielten dabei die
dominierende Rolle. Es bestÃ¼nden keine inneren Leiden, AnfÃ¤lle oder
OrientierungsstÃ¶rungen, die sich entscheidend auf eine erhebliche
EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens auswirkten. Das AusmaÃ� einer
Schwerbehinderung werde durch die Symptomatik mit Sicherheit nicht erreicht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird Bezug genommen
auf die Inhalte der Gerichtsakte beider Instanzen und der beigezogenen
Verwaltungsakte, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und
Entscheidungsfindung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist im Wesentlichen unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG
mit Urteil vom 09.08.2016 die auf einen GdB von 50 und Merkzeichen "G" und "H"
gerichtete Klage abgewiesen. Der angefochtene Bescheid vom 21.10.2013 in der
Fassung des Teilabhilfebescheides vom 06.12.2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.02.2014 ist nach dem Teilanerkenntnisangebot
des Beklagten nicht (mehr) rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht (mehr) in
ihren Rechten, Â§ 54 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Seit dem 01.10.2013 hat die
KlÃ¤gerin einen Anspruch auf Feststellung eines GdB von 40, jedoch auf keinen
hÃ¶heren GdB als 40.

Nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch â�� Neuntes Buch â�� (SGB IX) in der
Neufassung des Gesetzes zur StÃ¤rkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von
Menschen mit Behinderungen â�� Bundesteilhabegesetz (BTHG) vom 29.12.2016
(BGBl. I, S. 3234) stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden das Vorliegen einer
Behinderung und einem Grad der Behinderung zum Zeitpunkt der Antrag-stellung
fest. Diese Vorschrift knÃ¼pft materiell rechtlich an den in Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX
bestimmten Begriff der Behinderung an. Danach sind Menschen mit Behinderungen
Menschen, die kÃ¶rperliche, seelische, geistige oder Sinnes- BeeintrÃ¤chtigungen
haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren
an der gleichberechtigen Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit
lÃ¤nger als sechs Monate hindern kÃ¶nnen. Eine BeeintrÃ¤chtigung nach Satz 1
liegt vor, wenn der KÃ¶rper- und Gesundheitszustand von dem fÃ¼r das
Lebensalter typischen Zustand abweicht. Menschen sind von Behinderungen
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bedroht, wenn eine Behinderung nach Satz 1 zu erwarten ist. Nach Â§ 152 Abs. 1
Satz 5 SGB IX werden die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft als Grad der Behinderung nach Zehnergraden abgestuft festgestellt.
Nach Â§ 153 Abs. 2 SGB IX wird das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales
ermÃ¤chtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die
GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die Bewertung des Grades der Behinderung, die
Kriterien fÃ¼r die Bewertung der Hilflosigkeit und die Voraussetzungen fÃ¼r die
Vergabe von Merkzeichen maÃ�gebend sind, die nach Bundesrecht im
Schwerbehindertenausweis einzutragen sind. Die hierfÃ¼r maÃ�gebenden
GrundsÃ¤tze sind in der am 01.01.2009 in Kraft getretenen
Versorgungsmedizinverordnung (VersMedV) vom 10.12.2008 (BGBl. I, S. 2412),
zuletzt geÃ¤ndert durch die FÃ¼nfte Verordnung zur Ã�nderung der VersMedV vom
11.10.2012 (BGBl. I, S. 2122) aufgestellt worden. Vor dem 01.01.2018 waren die
jetzt in Â§ 152 SGB IX geregelten Voraussetzungen im Wesentlichen inhaltsgleich in 
Â§ 69 SGB IX geregelt.

Nach Â§ 2 VersMedV sind die fÃ¼r die Beurteilung des Schweregrades
maÃ�gebenden GrundsÃ¤tze in der Anlage "Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tze
â�� Anlage zu Â§ 2 Vers-MedV [Anlageband zu BGBl. I Nr. 57 vom 15.12.2008, G
5702] als deren Bestandteil fest-gelegt und damit der Beurteilung der erheblichen
medizinischen Sachverhalte mit der rechtlichen Verbindlichkeit einer
Rechtsverordnung zugrunde zu legen (BSG; Urteil vom 23.04.2009, B 9 SB 3/08 R,
Rn. 27, juris). Sie ersetzen die bis dahin der Rechtsanwendung zugrundeliegenden
Anhaltspunkte (AHP). Als Rechtsverordnung binden sie Verwaltung und Gerichte. In
jedem Einzelfall sind alle leistungsmindernden StÃ¶rungen auf kÃ¶rperlichem,
geistigem und seelischen Gebiet zu berÃ¼cksichtigen und im Rahmen der in Teil A
Nr. 2e der Anlage zu Â§ 2 VersMedV genannten Funktionssysteme (Gehirn
einschlieÃ�lich; Psyche; Augen; Ohren; Atmung; Herz-Kreislauf; Verdauung;
Harnorgane; Geschlechtsapparat; Haut; Blut einschlieÃ�lich blutbildendes Gewebe
und Immunsystem; innere Sekretion und Stoffwechsel; Arme; Beine; Rumpf)
zusammenfassend zu beurteilen. Die Beurteilungsspannen tragen den
Besonderheiten des Einzelfalls Rechnung (Teil B Nr. 1a der Anlage zur VersMedV).

Nach Auswertung der medizinischen Unterlagen und medizinischen Gutachten ist
festzustellen, dass die KlÃ¤gerin an folgenden GdB-relevanten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen leidet:

â�¢ WirbelsÃ¤ulenschaden mit mittelgradigen funktionellen Auswirkungen an der
LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) (chronisches Schmerzsyndrom bei degenerativen
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen ohne radikulÃ¤re Symptomatik, Verdacht auf
claudicatio spinalis): Einzel-GdB von 30 seit 01.10.2013

â�¢ Seelische StÃ¶rung (chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren, GangstÃ¶rung im Rahmen einer dissoziativen StÃ¶rung):
Einzel-GdB von 20 seit 01.10.2013 â�¢ EinschrÃ¤nkung der Herzleistung;
Hypertonie: Einzel-GdB von 10 â�¢ Eisenspeicherkrankheit: Einzel-GdB von 10

Bei der Gesamt-GdB-Bildung wird kein GdB von 50 erreicht. Der Gesamt-GdB von 40
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ist zutreffend. Entsprechend des Teilanerkenntnisangebotes des Beklagten ist der
Gesamt-GdB von 40 bereits seit 01.10.2013 festzustellen, da der LWS-Schaden mit
mittelgradigen funktionellen Auswirkungen ab diesem Zeitpunkt Ã¤rztlich
festgestellt wurde (Befundbericht Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dipl.-Med. P vom
16.12.2014; Arztbrief von Chefarzt Dr. W vom 30.10.2013).

Der Einzel-GdB von 30 fÃ¼r das Funktionssystem Rumpf (Teil A 2.e. der Anlage zu 
Â§ 2 VersMedV) ist ab dem 01.10.2013 zutreffend. Nach Teil B 18.9 der Anlage zu 
Â§ 2 VersMedV sind fÃ¼r WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den ohne BewegungseinschrÃ¤nkung
oder InstabilitÃ¤t ein GdB von 0, mit geringen funktionellen Auswirkungen
(Verformung, rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder
InstabilitÃ¤t geringen Grades, seltene und kurz dauernd auftretende leichte
WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein GdB von 10, mit mittelgradigen funktionellen
Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Ã¼ber Tage andauernde
WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein GdB von 20, mit schweren funktionellen Auswirkungen
in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder
anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t schweren Grades, hÃ¤ufig
rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein
GdB von 30, mit mittelgradigen bis schweren funktionellen Auswirkungen in zwei
WirbelsÃ¤ulenabschnitten ein GdB von 30-40, mit besonders schweren
Auswirkungen (z. B. Versteifung groÃ�er Teile der WirbelsÃ¤ule; anhaltende
Ruhigstellung durch Rumpforthese, die drei WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst [z. B.
Milwaukee-Korsett]; schwere Skoliose [ab ca. 70Â° nach Cobb]) ein GdB von 50-70,
bei schwerster Belastungsinsuffizienz bis zur Geh- und StehunfÃ¤higkeit ein GdB
von 80-100 angemessen. GemÃ¤Ã� Teil B 18.1 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV sind
die Ã¼blicherweise auftretenden Beschwerden und Schmerzen dabei
mitberÃ¼cksichtigt. Bei ausgeprÃ¤gten degenerativen VerÃ¤nderungen mit einem
Bandscheibenvorfall L5/S1, einem leichten Wirbelgleiten und einer
Spinalkanalstenose liegen im Wesentlichen mittelgradige funktionelle Auswirkungen
im Bereich der LWS vor, welche nach Teil B 18.9 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV nur
einen GdB von 20 begrÃ¼nden, da ein GdB von 30 bis 40 mittelgradige bis schwere
funktionellen Auswirkungen in zwei WirbelsÃ¤ulenabschnitten voraussetzt. Die in
der GdB-Tabelle angegebenen Werte schlieÃ�en die damit verbundenen Ã¼blichen
seelischen Begleiterscheinungen (Teil A 2. i. der Anlage zu Â§ 2 VersMedV) und
Ã¼blicherweise vorhandenen Schmerzen und Beschwerden mit ein und
berÃ¼cksichtigen auch erfahrungsgemÃ¤Ã� besonders schmerzhafte ZustÃ¤nde
(Teil A 2. j. und Teil B 18.1 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV). Jedoch sind die bei der
KlÃ¤gerin auftretenden hÃ¤ufig rezidivierenden lokalen Schmerzsyndrome und im
Verlauf wechselnden Beschwerden und EinschrÃ¤nkungen mit intermittierender
Besserung nach Therapie und die Ã¼ber das Ã¼bliche MaÃ� hinausgehende
Schmerzsymptomatik aufgrund des radiologisch fortgeschrittenen
BandscheibenverschleiÃ�es im letzten WirbelsÃ¤ulensegment L 5/S1 und der
chronischen, Ã¤rztliche Behandlung bedÃ¼rftigen SchmerzstÃ¶rung besonders zu
berÃ¼cksichtigen und rechtfertigen, den GdB auf 30 zu erhÃ¶hen (Teil A 2. j der
Anlage zu Â§ 2 VersMedV). Der Einzel-GdB von 30 fÃ¼r das Funktionssystem Rumpf
trÃ¤gt auch dem chronischen und schwankenden Verlauf der
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WirbelsÃ¤ulenerkrankung und damit einer Durchschnittsbetrachtung gemÃ¤Ã� Teil
A 2. f. der Anlage zu Â§ 2 VersMedV Rechnung. Insoweit schlieÃ�t sich der Senat
den schlÃ¼ssigen und Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen
Dr. S in seinem Gutachten vom 08.07.2015 und Dipl.-Med. H in seinem Gutachten
vom 07.08.2019 an, die beide fÃ¼r das Funktionssystem Rumpf einen Einzel-GdB
von 30 empfehlen.

Ein neurogenes Hinken, welches etwas gÃ¼nstiger als vergleichbare
EinschrÃ¤nkungen des GehvermÃ¶gens bei arteriellen Verschlusskrankheiten zu
bewerten ist (Teil B 18.9 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV), liegt nicht vor. Die
KlÃ¤gerin ist in der Lage, auf ebener FlÃ¤che eine Gehstrecke von Ã¼ber 200 m
zurÃ¼ckzulegen. Auch insoweit folgt der Senat den nachvollziehbaren
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H in seinem Gutachten vom
07.08.2019. Kraftminderungen, Myatrophien und typische SensiblitÃ¤tsstÃ¶rungen
(ReithosenanÃ¤sthesie) sowie eine SchÃ¤digung des RÃ¼ckenmarks (Myelopathie)
sind nicht festzustellen. Der neurologische Befund ist im Wesentlichen unauffÃ¤llig.
Vielmehr liegt eine psychogene GangstÃ¶rung im Rahmen einer dissoziativen
StÃ¶rung vor, welche mit Sicherheit nicht mit einer Claudicatio spinalis in
Verbindung steht. Bei der GangstÃ¶rung spielen psychische Faktoren die
dominierende Rolle. Zwar fÃ¼hren degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen zu
Schmerzen und entsprechenden BeeintrÃ¤chtigungen, erklÃ¤rten aber nicht die Art
und das AusmaÃ� der Beschwerden. Vielmehr zeigt die KlÃ¤gerin bezÃ¼glich der
beklagten BewegungsstÃ¶rungen eine Verdeutlichungstendenz mit Ã�bergang zur
Aggravation. Hierbei stÃ¼tzt sich der Senat auf die Ã¼berzeugenden und
schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H in seinem
Gutachten vom 07.08.2019 und die vorliegenden Arztberichte. So finden sich in
Bezug auf die ab Oktober 2013 erwÃ¤hnte GangstÃ¶rung die unterschiedlichsten
Angaben in den Ã¤rztlichen Berichten, insbesondere sind deutliche Diskrepanzen
zwischen der subjektiv geschilderten IntensitÃ¤t der Beschwerden und deren
Vagheit, Diskrepanzen zwischen massiven subjektiven Beschwerden und der
erkennbaren kÃ¶rperlich-psychischen BeeintrÃ¤chtigung in der
Untersuchungssituation, Diskrepanzen zwischen schwerer subjektiver
BeeintrÃ¤chtigung und einem weitgehend intakten psychosozialen Funktionsniveau
bei der AlltagsbewÃ¤ltigung festzustellen. Beschwerden fanden sich einmal links
betont, spÃ¤ter manifestierten sich die Schmerzen eher rechts. GangstÃ¶rungen
wurden einmal angefÃ¼hrt, zum anderen Mal spielten sie keine Rolle. So zeigte sich
zum Untersuchungszeitpunkt der KlÃ¤gerin am 01.10.2013 ein kleinschrittiges,
unsicheres Gangbild ohne SensibilitÃ¤ts- und MotorikauffÃ¤lligkeiten (Bericht vom
16.12.2014 des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dipl.-Med. P), im Januar 2014 war der
KlÃ¤gerin das Laufen im Untersuchungszimmer nur wenige Schritte mÃ¶glich, der
Finger-E.-Abstand betrug 60 cm, das LasÃ¨gue-Zeichen beidseits 40Â°. Die
KlÃ¤gerin brauchte aber keine Hilfe bei den Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens,
der KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t (Bericht vom 08.09.2014 des
Oberarztes Dr. med. O; Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die der X Klinikum GmbH). Bei der
stationÃ¤ren Behandlung vom 11.02.2014 bis 15.02.2014 zeigte die KlÃ¤gerin im
Gangbild ein deutliches Schmerz- und Schonhinken, sonst keine neurologischen
AuffÃ¤lligkeiten (Epikrise vom 16.02.2014 des Chefarztes Dr. med. W; Klinik fÃ¼r
OrthopÃ¤die der X Klinikum GmbH). Beim stationÃ¤ren Aufenthalt der KlÃ¤gerin
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vom 30.04.2014 bis 29.05.2014 zeigte sich bei Aufnahme ein verlangsamter
breitbeiniger Gang. Bei Entlassung war die Gehstrecke deutlich ausgebaut (auf
1500 m). Der Finger-E.-Abstand betrug 10 cm. Es zeigten sich
Verdeutlichungstendenzen (Reha-Entlassungsbericht vom 29.05.2014 des
Chefarztes Dr. med. N; Klinik M). Im Behandlungszeitraum von Januar bis August
2014 wies die KlÃ¤gerin eine GangstÃ¶rung mit nachziehendem rechten Bein auf
und benutzte eine Gehhilfe (Befundbericht vom 06.01.2015 der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin Dipl.-Med. Z). Am 01.07.2014 hat sich ein Druck- bzw.
Klopfschmerz Ã¼ber der WirbelsÃ¤ule nicht auslÃ¶sen lassen, die Beweglichkeit der
Gelenke und der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) lag im Normbereich, sensible StÃ¶rungen
lagen weder an den Armen noch Beinen vor. Der LasÃ¨gue-Test war negativ
(Befundbericht vom 06.02.2015 des Chirurgen und OrthopÃ¤den Dr. med. N). Am
08.08.2014 zeigte die KlÃ¤gerin eine freie HÃ¼ft- und Kniebeweglichkeit, keine
motorische SchwÃ¤che und beidseits negativen LasÃ¨gue (Befundbericht vom
04.12.2014 des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die L). Am 24.09.2014 waren u. a. die
Motorik, groben BewegungsablÃ¤ufe, SensibilitÃ¤t, Koordination und der
Hacken-/Spitzengang ohne Befund (Arztbriefe vom 25.09.2014 und 10.11.2014 des
Chefarztes Dr. med. K; SÃ¤chsisches Krankenhaus J, Klinik fÃ¼r Psychiatrie und
Psychotherapie). Im Behandlungszeitraum 19.08.2014 bis November 2014 lagen
keine wesentliche EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit und neurologische
AuffÃ¤lligkeiten vor, ein beidseits negatives LasÃ¨gue-Zeichen und ein Finger-
E.-Abstand von 20 cm (Befundberichte vom 19.08.2014 und 11.12.2014 der
FachÃ¤rztin fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie Dr. med. E). Die Diskrepanzen wurden
besonders bei den Untersuchungen am 30.04.2015 deutlich. Einerseits zeigte die
KlÃ¤gerin ein flÃ¼ssiges Gangbild, allenfalls mit minimaler Schonhaltung, ohne
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit und ohne neurologische oder motorische
AuffÃ¤lligkeiten (Gutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychotherapie
Dipl.-Med. U vom 13.05.2015), andererseits zeigte sich eine schmerzgeplagte
KlÃ¤gerin mit ataktischem, unsicherem und stochastischem Gangbild mit hoher
Sturzneigung (Gutachten des Facharztes fÃ¼r Chirurgie Dr. med. T vom
20.05.2015). Objektivierbare Befunde hat der Gutachter Dr. G. allerdings nicht
festgestellt. Am 05.05.2015 zeigte die KlÃ¤gerin ein auffÃ¤lliges Gangbild ohne
Gehhilfen, Zehenspitzen- und Fersengang waren mÃ¶glich, der Finger-E.-Abstand
betrug 12 cm, das Schober-Zeichen 10/15 cm, ein LasÃ¨gue- und Bragard-Zeichen
bestanden nicht (Arztbrief vom 05.05.2015 von Dr. I, F OrthopÃ¤dische Klinik H). Bei
der Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. S am 06.07.2015 zeigte die
KlÃ¤gerin wiederum ein nur leicht seitendifferentes Gangbild ohne Schonung und
ohne Hilfsmittel. Das Aufstehen und Auskleiden erfolgte selbststÃ¤ndig und
flÃ¼ssig. Die Vorbeugung des Rumpfes gelang der KlÃ¤gerin bis zu einem Finger-
E.-Abstand von 16 cm (normal), die Entfaltungsstrecke der LWS nach Schober
betrug 13 cm (altersgerecht vermindert), das Drehen des Rumpfes im Sitz mit
beidseits 40Â°erfolgte uneingeschrÃ¤nkt. GefÃ¼hlsstÃ¶rungen, EinschrÃ¤nkungen
der groben Kraft der Muskulatur und NervenfunktionsstÃ¶rungen im Bereich beider
Beine bestanden nicht (Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. S vom 08.07.2015).
Beim stationÃ¤ren Aufenthalt vom 21.04.2016 bis 03.05.2016 zeigte die KlÃ¤gerin
eine KoordinationsstÃ¶rung am rechten Bein unklarer Genese (rechts
schlÃ¼rfendes Gangbild ohne Gehhilfen) mit einer sich erhÃ¶henden Gangleistung
auf 700-800 m. Motorische, sensible und ReflexausfÃ¤lle waren nicht festzustellen,
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das LasÃ¨gue-Zeichen war negativ (Epikrise des Chefarztes Dr. med. C vom
02.05.2016; F OrthopÃ¤dische Klinik H). Bei der stationÃ¤ren Behandlung vom
27.02.2017 bis 19.03.2017 wies die KlÃ¤gerin eine auffÃ¤llige GangstÃ¶rung (ohne
Gehilfe) mit Abknicken im rechten HÃ¼ftbereich unklarer Genese ohne
GefÃ¼hlsstÃ¶rungen und motorische SchwÃ¤che sowie mit unauffÃ¤lligem
neurologischen Befund auf. Das Aus- und Ankleiden fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin ohne
Schon- oder Ausweichbewegungen durch (Bericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die
Dr. med. G vom 21.03.2017, G). Bei der stationÃ¤ren Behandlung vom 21.02.2018
bis 26.02.2018 zur AbklÃ¤rung einer ataktischen GangstÃ¶rung unklarer Genese
fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin den Knie-Hacken-Versuch mit groben ataktischen,
ausfahrenden Wackelbewegungen des rechten Beines konstant am Ziel vorbei aus.
Ansonsten gab es keine AuffÃ¤lligkeiten. Die MRT-Befunde von HWS und BWS
zeigten keine Myelopathie (Arztbrief des Chefarztes Dr. med. F vom 26.02.2018;
Klinik fÃ¼r Neurologie der X Klinikums GmbH). Bei der Untersuchung durch den
SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H am 07.08.2019 zeigte die KlÃ¤gerin wiederum
allgemein-kÃ¶rperlich keine AuffÃ¤lligkeiten. Sie ging (insbesondere nach dem
Verlassen der Praxis) zÃ¼gig und ohne Hilfsmittel. Das Gangbild zeigte sich
verÃ¤ndert, zum Teil zog sie das rechte Bein nach, knickte in der rechten HÃ¼fte
ein. Bei schnellerem Gehen verÃ¤nderte sich auch die Bewegung des linken Beines.
Ein eindeutiges "Schonhinken" zeigte sich nicht. Die BewegungsablÃ¤ufe beim
Entkleiden und Legen auf die Untersuchungsliege waren unauffÃ¤llig (Gutachten
des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H vom 07.08.2019). Vor diesem Hintergrund
sprechen auch die vorliegenden Untersuchungen des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) Ren zur Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit fÃ¼r
eine Verdeutlichungstendenz der beklagten BewegungsstÃ¶rungen und
Aggravation. Hierbei stÃ¼tzt sich der Senat auf die schlÃ¼ssigen und
nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H in seinem
Gutachten vom 07.08.2019. So haben Frau E und Frau D in dem Pflegegutachten
vom 05.05.2014 die Pflegestufe I seit 01.01.2014 empfohlen, da bei der KlÃ¤gerin
ein Pflegeaufwand von 47 Minuten pro Tag (23 Minuten Vollendungshilfen beim
Waschen und Richten der Bekleidung; 20 Minuten Vollendungshilfen beim An- und
Entkleiden und FÃ¼hrungs- und Begleitungshilfen beim Gehen und Transfer
Badewanne/Dusche; vier Minuten Kontrolle ausreichende FlÃ¼ssigkeitsaufnahme)
erforderlich sei. Die geltend gemachte HilfsbedÃ¼rftigkeit bei der KÃ¶rperpflege,
ErnÃ¤hrung, MobilitÃ¤t und Kommunikation bestÃ¤tigte aber Oberarzt Dr. med. O in
seinem Befundbericht vom 08.09.2014 nicht. Im Pflegegutachten vom 15.06.2015
haben die Gutachter des MDK, SL und MK, PflegebedÃ¼rftigkeit unterhalb der
Pflegestufe I festgestellt. Der Zeitaufwand fÃ¼r die Grundpflege liege bei 29
Minuten pro Tag (19 Minuten Hilfe beim Waschen, zwei Minuten Kontrolle der
ausreichenden FlÃ¼ssigkeitsaufnahme, acht Minuten Hilfen bei An- und Entkleiden
und Transfers Dusche/Badewanne) und fÃ¼r die Hauswirtschaft bei 45 Minuten pro
Tag. Bei der Untersuchung des SachverstÃ¤ndigen Dr. S am 06.07.2015 erfolgte
das Aufstehen und Auskleiden hingegen selbstÃ¤ndig und flÃ¼ssig.

Bei der Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. R am 27.01.2016
(Gutachten vom 09.04.2016) fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin (mit Ausnahme einer deutlichen
Ataxie des rechten Beines mit Gangunsicherheit, Fallneigung und Unsicherheiten
bei den KoordinationsprÃ¼fungen der unteren ExtremitÃ¤ten) alle anderen
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Bewegungen und kÃ¶rperlichen Belastungen (wie z. B. Zehen- und
Fersenballenstand und â��gang, HÃ¼pfen auf beiden Beinen, Kniebeugen,
Ausziehen, Hinlegen, Aufstehen, Ankleiden) ohne fremde Hilfe und ohne
Schwierigkeiten und Schmerzen durch. Die Motorik war voll intakt. Pathologische
ReflexÃ¤nderungen, Muskelatrophien, EinschrÃ¤nkungen der MotilitÃ¤t und groben
Kraft, zentrale oder peripher-neurogene bzw. muskulÃ¤re LÃ¤hmungen und
SensibilitÃ¤tsausfÃ¤lle, neuropathische Beschwerden oder Polyneuropathien waren
nicht vorhanden. Beim Knie-/Hackenversuch im Liegen zeigte die KlÃ¤gerin grobe
ataktische, ausfahrende und Wackelbewegungen des rechten Beines, dagegen war
die Fahrradbewegung im Liegen mit beiden Beinen gut und rund mÃ¶glich. FÃ¼r
diese hohe Divergenz der vorliegenden Befunde fand der SachverstÃ¤ndige Dr. R in
seinem Gutachten vom 09.04.2016 keine schlÃ¼ssige ErklÃ¤rung, weshalb der
Senat seiner Diagnose eines neurogenen Hinkens nicht folgt. Die bei der KlÃ¤gerin
vorliegende lediglich leichte depressive Verstimmung und erhÃ¶hte Affekt- und
StimmungsinstabilitÃ¤t (Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. R vom 09.04.2016)
schlieÃ�en eine psychogene Ursache der GangstÃ¶rung nicht aus. Auch das ruhige
Annehmen einer ernsthaften Behinderung kann sehr auffallend wirken ("belle
indifference"). Auch insoweit schlieÃ�t sich der Senat den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H in seinem Gutachten vom
07.08.2019 an.

Die seit dem 01.10.2013 vorliegende chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen
und psychischen Faktoren und dissoziative GangstÃ¶rung ist zur Ã�berzeugung des
Senats als leichtere psychovegetative oder psychische StÃ¶rung zu bewerten. Diese
StÃ¶rung ist Teil B Nr. 3.7 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV "Neurosen,
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen, Folgen psychischer Traumen" zuzuordnen. Danach
sind leichtere psychovegetative oder psychische StÃ¶rungen mit einem GdB von 0
bis 20 zu bewerten, stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.B. ausgeprÃ¤gtere
depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen,
Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) mit einem GdB von
30 bis 40, schwere StÃ¶rungen (z.B. schwere Zwangskrankheit) mit mittelgradigen
sozialen AnpassungsstÃ¶rungen mit einem GdB von 50 bis 70 und mit schweren
sozialen Anpassungsschwierigkeiten mit einem GdB von 80 bis 100. Die bei der
KlÃ¤gerin vorliegende leichtere psychische StÃ¶rung wird durch die chronische
SchmerzstÃ¶rung und dissoziative GangstÃ¶rung bedingt. Aufgrund der
Beschwerden leidet sie auch an einer mangelnden DurchhaltefÃ¤higkeit. Die
KlÃ¤gerin ist dadurch zwar beeintrÃ¤chtigt. Andererseits sind die
BeeintrÃ¤chtigungen aber nicht so gravierend, dass ihre
AlltagsgestaltungsfÃ¤higkeit und soziale FunktionsfÃ¤higkeit relevant
beeintrÃ¤chtigt sind. Diese sind, wenn auch leicht eingeschrÃ¤nkt, erhalten. Eine
wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit liegt nicht vor.
Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gt Ã¼ber ein intaktes psychosoziales Funktionsniveau bei der
AlltagsbewÃ¤ltigung, hat Interessen und Hobbies. Sie leidet weder an Freudlosigkeit
noch Interessenlosigkeit oder Antriebsverlust. Vielmehr ist ihr Antrieb gut
(Befundbericht vom 04.06.2018 der FachÃ¤rztin fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie und
spezielle Schmerztherapie Dr. med. E). Auch Ã¼ber den gesamten
Untersuchungszeitraum des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H (07.08.2019, 8:30 Uhr
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bis 11:30 Uhr) ist der Antrieb ungestÃ¶rt gewesen. Zwar besteht eine Tendenz zum
sozialen RÃ¼ckzug. Eine soziale Isolation besteht aber nicht. Die FÃ¤higkeit zu
familiÃ¤ren Bindungen, zur Freizeitgestaltung und Selbstpflege ist nicht gestÃ¶rt.
Die KlÃ¤gerin ist zur Anpassung an Regeln und Routinen fÃ¤hig, hÃ¤lt Termine und
Verabredungen ein, fÃ¼gt sich in OrganisationsablÃ¤ufe ein, erkennt soziale Regeln
und hÃ¤lt sie ein. Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, den Tag und anstehende Aufgaben
zu planen, die Reihenfolge der AblÃ¤ufe zu strukturieren. Sie ist ausreichend
flexibel und umstellfÃ¤hig, kann sich im Verhalten, Denken und Erleben an
wechselnde Situationen anpassen. Die Entscheidungs- und UrteilsfÃ¤higkeit ist nicht
gestÃ¶rt. Die KlÃ¤gerin kann Sachverhalte differenziert auffassen und
angemessene Schlussfolgerungen ziehen. Sie ist in der Lage, in sozialen Kontakten
und Konfliktsituationen zu bestehen. Das sogenannte somatische Syndrom (Verlust
der Freude an normalerweise angenehmen AktivitÃ¤ten; mangelnde FÃ¤higkeit, auf
ein freudiges Ereignis emotional zu reagieren; frÃ¼hmorgendliches Erwachen;
Morgentief; objektiver Befund einer psychomotorischen Hemmung; Appetitverlust;
Gewichtsverlust; Libidoverlust) liegt ebenso wenig wie eine ausgeprÃ¤gte
depressive Symptomatik oder situationsgebundene Ã�ngste (auÃ�er HÃ¶henangst)
vor. Der Senat folgt darin den schlÃ¼ssigen und Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen
des erfahrenen SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H in seinem Gutachten vom
07.08.2019. Diese stimmen insoweit im Grunde mit den Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. R in seinem Gutachten vom 09.04.2016 Ã¼berein (lediglich
eine leichte depressive Verstimmung und erhÃ¶hte Affekt- und
StimmungsinstabilitÃ¤t ohne AngststÃ¶rung, DepressivitÃ¤t oder sonstige
psychische StÃ¶rungen). Die seelische StÃ¶rung der KlÃ¤gerin ist unter
BerÃ¼cksichtigung der in AbhÃ¤ngigkeit von aktuellen Belastungsmomenten
unterschiedlichen IntensitÃ¤t, die als Schwankungen im Gesundheitszustand (Teil A
2. f. der Anlage zu Â§ 2 VersMedV) aufzufassen sind, mit einem Einzel-GdB von 20
angemessen bewertet.

Der GdB von 10 fÃ¼r die koronare Herzerkrankung/Hypertonie ist nach Teil B 9.1.1
und 9.3 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV zutreffend bewertet, da keine wesentlichen
LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen festzustellen sind (Befundbericht der FachÃ¤rztin
fÃ¼r Innere Medizin D vom 16.05.2018). Dies gilt ebenso fÃ¼r die
Eisenspeicherkrankheit nach Teil B 16.9 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV (ausgeglichen
und ohne wesentlichen AllgemeinstÃ¶rungen). So hat der Ferritinwert mit 178,7
Âµg/l im Normbereich gelegen (Epikrise des Chefarztes Dr. med. C vom 02.05.2016;
F OrthopÃ¤dische Klinik H). Der Senat stÃ¼tzt sich insoweit auch auf die
gutachterliche Stellungnahme des Sozialmediziners Dr. med. Q vom 04.07.2018.

Bei der Ermittlung des Gesamt-GdB durch alle FunktionsstÃ¶rungen zusammen
dÃ¼rfen nach Teil A 3. a. der Anlage zu Â§ 2 VersMedV die einzelnen Teil-GdB-
Werte nicht einfach addiert werden. Auch andere Rechenmethoden sind fÃ¼r die
Bildung eines Gesamt-GdB ungeeignet. MaÃ�gebend sind vielmehr die
Auswirkungen der einzelnen Behinderungen in ihrer Gesamtheit unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander. Dabei fÃ¼hren
indes leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen Teil-GdB von 10 bedingen, nicht
zu einer wesentlichen Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung, die
bei dem Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnte. Auch bei leichten
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Behinderungen mit einem Teil-GdB um 20 ist es regelmÃ¤Ã�ig nicht gerechtfertigt,
auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en. Bei
der Bestimmung des Gesamt-GdB ist daher in der Regel von der Behinderung
auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt und dann im Hinblick auf alle
weiteren FunktionsstÃ¶rungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das
AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen der weiteren
FunktionsstÃ¶rungen in dem ersten GdB 10 oder 20 oder mehr Punkte
hinzuzufÃ¼gen sind, um der Gesamtbehinderung gerecht zu werden (Teil A 3. c.
der Anlage zu Â§ 2 VersMedV).

Zu Recht hat das SG keinen hÃ¶heren GdB als 40 zuerkannt. Ausgangspunkt fÃ¼r
die Bewertung des Gesamt-GdB ist der fÃ¼hrende Einzel-GdB von 30 fÃ¼r die
GesundheitsstÃ¶rungen des Funktionssystems Rumpf, welcher sich durch das
Hinzutreten der mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewertenden GesundheitsstÃ¶rung
im Funktionssystem Gehirn einschlieÃ�lich Psyche auf 40 erhÃ¶ht. Zwar liegen
zwischen dem WirbelsÃ¤ulenschaden, dessen Auswirkungen teilweiser
mechanischer, teilweise psychogener Natur sind, und der seelischen StÃ¶rung
(chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren und
dissoziativen GangstÃ¶rung) Ã�berschneidungen, Ã�berlagerungen und
gegenseitige Beeinflussungen vor (vgl. hierzu Teil A 3. d. cc) der Anlage zu Â§ 2
VersMedV). So gehen auch die SachverstÃ¤ndigen Dr. S und Dipl.-Med. H jeweils
fachgebietsÃ¼bergreifend von Ã�berschneidungen der chronischen
SchmerzstÃ¶rung und dem WirbelsÃ¤ulensyndrom aus, empfehlen jedoch
Ã¼bereinstimmend einen Gesamt-GdB von 40. Zwar sind sowohl im Hinblick auf die
WirbelsÃ¤ulenerkrankung als auch (naturgemÃ¤Ã�) im Hinblick auf die chronische
SchmerzstÃ¶rung die maÃ�geblichen Symptome die mit den beiden Erkrankungen
einhergehenden Schmerzen. Bei den festgestellten mittelgradigen funktionellen
Auswirkungen im LWS-Bereich fÃ¼hren gerade die Schmerzen zu einer ErhÃ¶hung
des Einzel-GdB auf 30. Jedoch kommt der GangstÃ¶rung ein eigener Krankheitswert
zu, welcher insoweit im Rahmen des Funktionssystems Gehirn einschlieÃ�lich
Psyche eigenstÃ¤ndige Bedeutung fÃ¼r die Bemessung des GdB erlangt. Denn die
GangstÃ¶rung wirkt sich auf die Auswirkungen der seelischen StÃ¶rung zusÃ¤tzlich
besonders nachteilig aus (Teil A 3.d.bb) der Anlage zu Â§ 2 VersMedV). Deshalb ist
unter BerÃ¼cksichtigung der GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Bildung des Gesamt-GdB,
wonach insbesondere Einzel-GdB-Werte nicht addiert werden dÃ¼rfen (Teil A 3 a.
der Anlage zu Â§ 2 VersMedV) und grundsÃ¤tzlich leichte GesundheitsstÃ¶rungen,
die nur einen GdB von 10 bedingen, â�� von einem hier nicht vorliegenden
Ausnahmefall abgesehen â�� nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung fÃ¼hren (Teil A 3 d. ee) der Anlage zu Â§ 2 VersMedV),
im Falle der KlÃ¤gerin der Gesamt-GdB von 40 aus dem Einzel-GdB von 20 fÃ¼r das
Funktionssystem Gehirn einschlieÃ�lich Psyche (Teil A 2.e der Anlage zu Â§ 2
VersMedV) und dem Einzel-GdB von 30 fÃ¼r das Funktionssystem Rumpf zu bilden.
An der HÃ¶he der Gesamt-GdB-Bildung Ã¤ndern die Einzel-GdB von 10 gemÃ¤Ã�
Teil A 3.d.ee) Anlage zu Â§ 2 VersMedV nichts.

FÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2012 bis zur Antragstellung am 13.05.2013 liegen
keine Ã¤rztlichen Befunde zur Verifizierung von Art und AusmaÃ� der
(orthopÃ¤dischen) FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen vor. Neurologisch-psychiatrische
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Therapien, die Aufschluss Ã¼ber die Angsterkrankung geben kÃ¶nnten, hat die
KlÃ¤gerin nicht wahrgenommen. Der Senat stÃ¼tzt sich insoweit auf den
Befundbericht der FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dipl.-Med. Z vom 12.07.2013
und die schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. S in seinem
Gutachten vom 08.07.2015 und Dr. R in seinem Gutachten vom 03.02.2016.

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens "G" besteht
ebenfalls nicht. Es fehlt an der Voraussetzung der Schwerbehinderung der
KlÃ¤gerin. Rechtsgrundlage fÃ¼r den Anspruch der KlÃ¤gerin auf Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich "G" sind Â§Â§ 228
Abs. 1 Satz 1, 229 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) i. V. m. Â§
152 Abs. 1 und 4 SGB IX. GemÃ¤Ã� Â§ 228 Abs. 1 Satz 1 SGB IX haben
schwerbehinderte Menschen, die infolge ihrer Behinderung in ihrer
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt oder hilflos
oder gehÃ¶rlos sind, gegen Vorzeigen eines entsprechend gekennzeichneten
Ausweises nach Â§ 152 Abs. 5 SGB IX Anspruch auf unentgeltliche BefÃ¶rderung im
Nahverkehr im Sinne des Â§ 230 Abs. 1 SGB IX. Ã�ber das Vorliegen der damit
angesprochenen gesundheitlichen Merkmale treffen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden die erforderlichen
Feststellungen (Â§ 69 Abs. 1 und 4 SGB IX). Nach Â§ 229 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ist in
seiner BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt ist, wer
infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder
infolge von AnfÃ¤llen oder von StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne
erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere
Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu
FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Vor dem 01.01.2018 waren die jetzt in Â§Â§ 228 Abs.
1 Satz 1, 229 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Â§ 152 Abs. 1 und 4 SGB IX geregelten
Voraussetzungen im Wesentlichen inhaltsgleich in Â§Â§ 145 Abs. 1 Satz 1, 146 Abs.
1 Satz 1 i. V. m. Â§ 69 Abs. 1 und 4 SGB IX geregelt. Das Gesetz fordert in Â§Â§ 228
Abs. 1 Satz 1, 229 Abs. 1 Satz 1 SGB IX eine doppelte KausalitÃ¤t: Ursache der
beeintrÃ¤chtigten BewegungsfÃ¤higkeit muss eine Behinderung des
schwerbehinderten Menschen sein und diese Behinderung muss sein
GehvermÃ¶gen einschrÃ¤nken (BSG, Urteil vom 11. August 2015 â�� B 9 SB 1/14 R
â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 21, Rn. 15, juris). Die KlÃ¤gerin ist mit der Feststellung
eines Gesamt-GdB von 40 nicht schwerbehindert im Sinne dieser Vorschriften.

Die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "H" liegen ebenfalls nicht vor. Die
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "H" liegen vor, wenn der schwerbehinderte
Mensch hilflos im Sinne des Â§ 33b Einkommenssteuergesetz (EStG) oder ent-
sprechender Vorschriften ist (vgl. Â§ 3 Abs. 1 Nr. 2
Schwerbehindertenausweisverordnung). Entsprechend Â§ 33b Abs. 6 Satz 3 EStG ist
derjenige als hilflos anzusehen, der infolge von GesundheitsstÃ¶rungen fÃ¼r eine
Reihe hÃ¤ufiger und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrender Verrichtungen zur Sicherung
seiner persÃ¶nlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd
bedarf. Diese Voraussetzungen sind auch erfÃ¼llt, wenn die Hilfe in Form einer
Ã�berwachung oder einer Anleitung zu den in Satz 3 dieser Vorschrift genannten
Verrichtungen erforderlich ist oder wenn die Hilfe zwar nicht dauernd geleistet
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werden muss, jedoch eine stÃ¤ndige Bereitschaft zur Hilfeleistung erforderlich ist
(Â§ 33b Abs. 6 Satz 4 EStG). Bei den gemÃ¤Ã� Â§ 33b Abs. 6 EStG zu
berÃ¼cksichtigenden Verrichtungen handelt es sich um solche, die im Ablauf eines
jeden Tages unmittelbar zur Wartung, Pflege und Befriedigung wesentlicher
BedÃ¼rfnisse des Betroffenen gehÃ¶ren sowie hÃ¤ufig und regelmÃ¤Ã�ig
wiederkehren (BSG, Urteil vom 24. November 2005 â�� B 9a SB 1/05 R â��, SozR
4-3250 Â§ 69 Nr. 3, Rn. 14, juris). BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig sind Verrichtungen
zunÃ¤chst in den auch von der Pflegeversicherung (vgl. Â§ 14 Abs. 4 SGB XI)
erfassten Bereichen der KÃ¶rperpflege (Waschen, Duschen, Baden, Zahnpflege,
KÃ¤mmen, Rasieren, Darm- und Blasenentleerung), ErnÃ¤hrung (mundgerechtes
Zubereiten und Aufnahme der Nahrung) und MobilitÃ¤t (Aufstehen, Zubettgehen,
An- und Auskleiden, Gehen, Stehen, Treppensteigen, Verlassen und
Wiederaufsuchen der Wohnung); die Verrichtungen in diesen Bereichen werden
unter dem Begriff der sog. Grundpflege zusammengefasst. Hinzu kommen nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (vgl. BSG, Urteil vom 24. November 2005
â�� B 9a SB 1/05 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 3, Rn. 15, juris) jene Verrichtungen,
die in den Bereichen der psychischen Erholung, geistigen Anregungen und der
Kommunikation (hier insbesondere Sehen, HÃ¶ren, Sprechen und FÃ¤higkeit zu
Interaktionen) anfallen, wÃ¤hrend Verrichtungen im Bereich der
hauswirtschaftlichen Versorgung nicht eingeschlossen sind. Der Umfang der wegen
der Behinderung notwendigen zusÃ¤tzlichen Hilfeleistungen muss erheblich sein.
Dabei ist in der Regel auf die Zahl der Verrichtungen, den wirtschaftlichen Wert der
Hilfe und den zeitlichen Aufwand abzustellen (BSG, Urteil vom 24. November 2005
â�� B 9a SB 1/05 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 3, Rn. 16, juris). Bislang war mit
Blick auf die ehemals geltenden gesetzlichen Vorgaben in der sozialen
Pflegeversicherung (vgl. Â§ 15 SGB XI a. F) die Erheblichkeit des Hilfebedarfs in
erster Linie nach dem tÃ¤glichen Zeitaufwand fÃ¼r erforderliche
Betreuungsleistungen zu beurteilen (BSG, Urteil vom 24. November 2005 â�� B 9a
SB 1/05 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 3, Rn. 16, juris). Gemessen an diesem
MaÃ�stab ist nicht hilflos, wer nur in relativ geringem Umfange, tÃ¤glich etwa eine
Stunde, auf fremde Hilfe angewiesen ist. Indes sind nicht zwingend schon bei einem
Ã�berschreiten dieser Mindestgrenze in jedem Fall die Voraussetzungen der
Hilflosigkeit gegeben. Vielmehr war der tÃ¤gliche Zeitaufwand fÃ¼r die
Hilfeleistung erst dann fÃ¼r sich allein genommen hinreichend erheblich, wenn
dieser mindestens zwei Stunden erreicht (BSG, Urteil vom 24. November 2005 â�� 
B 9a SB 1/05 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 3, Rn. 17, juris). Bei einem Hilfebedarf
zwischen einer und zwei Stunden war bei der Frage der Erheblichkeit auf weitere
UmstÃ¤nde, insbesondere den wirtschaftlichen Wert abzustellen. Dieser Wert wird
wesentlich durch die Zahl und die zeitliche Verteilung der Verrichtungen bestimmt
(BSG, Urteil vom 24. November 2005 â�� B 9a SB 1/05 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr.
3, Rn. 17, juris). Insbesondere fÃ¼r den Fall einer hohen Anzahl von Verrichtungen
bzw. deren ungÃ¼nstiger zeitlicher Verteilung, war auch bei einem Hilfebedarf von
zwischen einer und zwei Stunden von dessen Erheblichkeit auszugehen (vgl. BSG,
a.a.O.). Die notwendige Bereitschaftszeit einer Hilfsperson war hierbei dann
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, wenn die Hilfsperson dadurch zeitlich und Ã¶rtlich
ebenso beansprucht werde, wie bei kÃ¶rperlicher Hilfeleistung (vgl. BSG, Urteil vom
12. Februar 2003 â�� B 9 SB 1/02 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 1, juris). An diesen
RechtsgrundsÃ¤tzen Ã¤ndert sich auch nichts durch die durch das Zweite Gesetz
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zur StÃ¤rkung der pflegerischen Versorgung und zur Ã�nderung weitere
Vorschriften (Zweites PflegestÃ¤rkungsgesetz â�� PSG II) vom 21.12.2015 (BGBl.
2015, S. 2424 ff.) zum 01.01.2017 erfolgte EinfÃ¼hrung des neuen Pflegebegriffs 
Â§Â§ 14, 15 SGB XI n.F. Auch hier kommt es weiter auf den objektivierten
Zeitaufwand an. Erst ab Pflegegrad 4 kann grundsÃ¤tzlich davon ausgegangen
werden, dass generell eine HilfebedÃ¼rftigkeit besteht (vgl. BSG, Beschluss vom
27. Dezember 2018 â�� B 9 SB 5/18 BH â��, Rn. 5, juris). Bei der KlÃ¤gerin liegen
die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung von Hilfslosigkeit mit einem tÃ¤glichen
Zeitaufwand an Hilfeleistungen von mindestens zwei Stunden bei mindestens drei
Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens (BSG Urteil vom 24.11.2005 â�� B 9a SB 1/05
R â�� SozR 4-3250 Â§ 69 Nr. 3, Rn. 16ff, juris) nicht vor (MDK-Pflegegutachten vom
05.05.2014 und 15.06.2015). DarÃ¼ber hinaus besteht bei der KlÃ¤gerin auch
unter Geltung des neuen Pflegebegriffs nach den Â§Â§ 14, 15 SGB XI nur vereinzelt
Hilfebedarf, weshalb die Voraussetzungen der Zuerkennung des Nachteilsausgleichs
"H" vom SG zutreffend verneint wurden. Der Senat stÃ¼tzt sich insoweit auf den
Bericht vom 08.09.2014 des Oberarztes Dr. med. O; Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die der X
Klinikum GmbH und den Bericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. med. G vom
21.03.2017, G sowie die AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. S und Dr. R in
ihren Gutachten vom 08.07.2015, 03.02.2016 und 09.04.2016 (Aufstehen, Hinlegen,
Ausziehen und Ankleiden ohne UnterstÃ¼tzung) und insbesondere Dipl.-Med. H in
seinem Gutachten vom 07.08.2019. Die KlÃ¤gerin hat keinen Hilfe- und
Pflegebedarf. Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, eine Wegstrecke von 2 km in ebenem
GelÃ¤nde binnen 30 Minuten zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Nur wegen der subjektiven
EinschrÃ¤nkung der Koordination der Beine fÃ¤hrt die KlÃ¤gerin nicht mehr Auto.
Deshalb benÃ¶tigt sie fÃ¼r Arztbesuche usw. fremde Hilfe. Ansonsten besteht
bezÃ¼glich des Verlassens und Wiederaufsuchens der Wohnung kein Hilfebedarf.
Pkw-Transporte sind im Wesentlichen bedingt durch ihre Wohnsituation (dÃ¶rfliche
Umgebung ohne EinkaufsmÃ¶glichkeit/Arzt/Apotheke). Unter anderen UmstÃ¤nden
ist die KlÃ¤gerin in der Lage, die ortsÃ¼blichen Wegstrecken zu FuÃ�
zurÃ¼ckzulegen. Bei der Benutzung von Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln ist die
KlÃ¤gerin zur Vermeidung von Gefahren fÃ¼r sich oder andere auch nicht
regelmÃ¤Ã�ig auf fremde Hilfe angewiesen. RegelmÃ¤Ã�ig fremde Hilfe beim Ein-
und Aussteigen oder wÃ¤hrend der Fahrt ist nicht notwendig und muss nicht
stÃ¤ndig bereit gehalten werden. Auch insoweit folgt der Senat den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. H in seinem
Gutachten vom 07.08.2019.

II.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Insoweit berÃ¼cksichtigte der
Senat nach billigem Ermessen den teilweisen Erfolg der KlÃ¤gerin im
erstinstanzlichen Verfahren.

III.

Die Entscheidung Ã¼ber die Nichtzulassung der Revision beruht auf Â§ 160 Abs. 2
SGG.
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